
11 Die Überprüfungsverfahren

Die Umsetzung

SlA HH. '3'-",577'; 136-•. 366'. tj8~nt Darstellung

In 250 rallen lieferte der Verfassungsschutz
nach Anfrage Erkenntnisse und es wurde ein
Vorgang angelegt.. 231 dieser Akten konnten im
Staatsarchiv ausgewertet werden. 210 betrafen
den Radikalenbeschluss.

Die Behörden schickten vor einer Einstellung
eine Anfrage an den Verfassungsschutz.
Dieser prüfte in der Personenzentraldatei (PZD).
ob Informationen über die Person gespeichert
waren.
s, ... HH. lll·l,. 1850
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Ja r be'm Verf.saun schutz

1911 12.450 2

1912 11.000 "
1973 12.000 18

1974 14,000 "
1915 14.991 7<

1976 13.465 30

1977 16.967 "
1978 (bis Juli) 8.198 17

Gesamt 103.080 2SO
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Anzahl der neu betroffenen Personen
nach Jahren
210 Personen waren von der Praxis betroffen.
Nicht in allen Vorgängen wurden formale
OberpTÜfungsverfahren eingeleitet.

20

StA HH. '1'-", rirn~ Auswenung

30

Nach dem Radikalenbeschluss wurden in allen Bundesländern Überpriifungsverfahren
etabliert, die Mitglieder »verfassungsfeindlicher« Organisationen identifizieren und
gegebenenfalls vom öffentlichen Dienst fernhalten sollten. Die Regelanfrage beim Ver­
fassungsschutz diente dabei als zentrales Instrument. Damit wurden in erster Linie
Bewerberinnen und Bewerber, aber auch bereits eingestellte Beschäftigte überpIÜft.

In Hamburg war diese Praxis
nicht neu. Sie existierte bereits seit
Ig6r. Neu waren die Konsequen­
zen. In den Ig60er Jahren waren
Warnungen des Verfassungsschut­
zes mehrfach folgenlos geblieben,
nun stand für die Betroffenen ihre
berufliche Zukunft auf dem Spiel.
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11 Die Überprüfungsverfahren

Die Betroffenen
Junge ..68er« im Bildungsbereich

Alle Personen, über die im Überpriifungsverfahren eine Akte angelegt wurde, waren
vom Radikalenbeschluss direkt betroffen. Der Verfassungsschutz leitete Informationen
über ihre politischen Aktivitäten oder Mitgliedschaften weiter. Die überprüften
Personen galten als mögliche »Extremisten«. Im schlimmsten Fall drohte ihnen die
Entlassung oder die Ablehnung ihrer Bewerbung für den Staatsdienst.

Die Betroffenen hatten einen ähnlichen Lebenslauf. Die meisten gehörten zu
den »68eTn«, hatten gegen den Vietnamkrieg und die Notstandsgesetze protestiert und
waren in den I970er Jahren in unterschiedlichen kommunistischen Organisationen
aktiv. Die meisten von ihnen strebten einen Beruf im Bildungsbereich an, vor allem als
Lehrerinnen und Lehrer.

25

20

15

10
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I I.
Anzahl der Fille nach Geburtsjahr der Betroffenen, 1971-1982
Als -68er. gelten die Geburtsjahrgänge zwischen 1940 und 1950.
Vom Radikalenbeschluss waren vor allem jüngere »68er_ betrof­
fen. insbesondere die Jahrgänge von 1947 bis 1951.

SI" HH. 13'-' I ••'I.n. "us..... rtunl
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Die tlb"rp rüfungsverfahren

Angehört und abgelehnt
lm Zuge eines formalen Verfahrens sollte näher untersucht werden, ob die Betroffenen

verfassungstreu waren. Ab t974 konnten sich betroffene Personen in mündlichen An-

hörungen im Senatsamt bzw. der Schulbehörde äußern.

Die anschließende Entscheidung der Senatskommission oder des Senats wurde

dadurch allerdings kaum beeinflusst. Ein Parteifunktionär der DKP galt grundsätziich

als »engagierter Kommunist" und damit als "Verfassungsfeind". Bei den K-Gruppen

reichte bereits der Verkauf einer Zeitung für diese Einordnung aus.

Einfache Mitglieder der DKP ohne Parteifunktion wurden hingegen in der Regel

eingestellt. Im Referendariat (LehramVRechtsreferendariat)wurden Betroffene häufig

als Angestelite und nicht als Beamtinnen und Beamte eingestellt.

Ablehnung

Angestelltenvertrag

38 I

Rücknahme der Bewerbuffi I 1

Nichtbestehen des Ex

verzögerungen I a:i
:i

weiterbeschäftigung I1;

ll r,ir die Beurteilung der Gesamtpersönlichkeit7? *ird aullerdem oi\ ai" von Fräulein [Merker] ab-

gegebene Motivation Jür ihre Betufswahl in der

Anhörung im Senatsamthingewiesen. Wenn sie

dort wörtlich erklärt: 'Ich sehe noch viele Mög-

lichkeiten zu Erfüllung der sozialen Gerechtig-

keit,...,, so scheint d,as auf den ersten Blick auf
ein echtes soziales Eng agement hinzudeuten.

Nach Auffassung des Senatsamts ist diese Aus-

sage jedoch [...] dahin zu interpretieren, da!3 sie

mit ihrer Arbeit für die Ziele der DKP wetben

u.rill."

Das Senatsamt beurteilte die Betroffenen in erster Linie

auf Grundlage von Organisationsmitgliedschaften.
Dabei wurden Außerungen teilweise uminterpretiert wie
hier bei der Sozialarbeiterin Petra Merker.

StA HH, r3r-rr, rr79, SfV,Vorlage für die Senatskommission,
22.8.1975

10 20 30 40 s0 60 80 90 100

Anzahl der getroffenen Maßnahmen nach Art der
Erstentscheidung der Exekutive, rg7 r-rg8z
War erst mal ein Verfahren eingeleitet, wurde etwa
die Hälfte der Betroffenen abgelehnt.

StA HH, r3r-r r, eigene Auswertung

Protest des MSB Spartakus gegen die
Anhörungen im Senatsamt.

Hamburger Bibliothek für Universitäts geschichte
(HBfUG), Flugblattsammlung,wS 75/76 (z)
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il Die tb"rprüfungsverfahren

+ol

Konflikte im sozial-
liberalen Senat
Die SPD forcierte das Vorgehen gegen die vermeintlichen "Verfassungsfeinde".
Dies hing unter anderem mit dem sozialdemokratischen Antikommunismus zusam-
men. Die Konflikte zwischen KPD und SPD in derWeimarer Republik und die Ver-

folgung der SPD in der Sowjetischen Besatzungszone/DDR waren in der Partei noch
präsent.

Zudem war die SPD als langjährige Regierungspartei in Hamburg staatstragend
orientiert und hatte schon "r968" wenigVerständnis für jugendliches Aufbegehren ge-

zeigt. Sie wollte deutlich machen, dass sie keine "Extremisten« im öffentlichen
Dienst duldete.

Die FDP kritisierte hingegen das aus ihrer Sicht harte
Vorgehen. Der neue Zweite Bürgermeister und
Wissenschaftssenator Dieter Biallas setzte sich ab ry74
für einen liberaleren Kurs ein.

Der Chef des Hamburger Verfassungsschutzes
Hans Josef Horchem (SPD) polarisierte. r973 erklärte er,

die SPD sei "von jungen Marxisten unterwandert".
Davon distanzierten sich auch führende Hamburger

Sozialdemokraten.
StA HH, 720-rl388-oo, 60364

)) r.n werde mich immer dafür einsetzen,

da[3 diese Partei [DKP] anWahlen
teilnehmen und Agitation b etr eib en kann

[...]. Eine ganz andere Frage ist es aber,

ob ich verpflichtet bin, Gegner unserer
Verfassungsprinzipien zu Dienern unse-
rerVerfassung zu machen. Da lautet
die Antwort für mich: nein.,,

Peter Schulz (SPD), Erster Bürgermeister
vor\ tgTt-t974, hatte t97r den Kurswechsel
mit durchgesetzt.
Der Spiegel, Nr. 20/r972, S. 38f.

Günter Apel (SPD),

Schulsenator von
t97t-t978, war eine
der treibenden
Kräfte im Senat für
einen unnachgiebigen
Kurs.

StA HH, 720-rh88-oo, 2rs,
Ap,or2; Bild ohne Jahr
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Die tlb"rp rüfungsverfahren

Geheimhaltung und
Intransparettz
In derVerwaltungspraxis herrschte in Teilen Geheimhaltung und Intransparenz. Infor-
mationen über die Betroffenen wurden in einer »zweiten Personalakte,, abgeheftet,
die die Betroffenen nicht kannten. Die Einsicht in diese Unterlagen wurde erst durch
Gerichtsurteile durchgesetzt. Auch die Möglichkeit, sich von einem Anwalt zur An-
hörung begleiten zu lassen, musste eingeklagt werden.

In einigen Fällen tauchten familiäre oder private Beziehungen in den Drucksachen
über Betroffene auf, obwohl diese laut Beamtenrecht bei Einstellungen keine Rolle
spielen durften. Dem Lehrer Hans-Werner Schäfer wurden z.B. Aktivitäten im Kommu-
nistischen Bund (KB) vorgeworfen. In der Akte war aber auch vermerkt, dass er
zusammen mit Sabine Breustedt in einerWohngemeinschaft wohnte und sie wegen
KB-Zugehörigkeit nicht eingestellt worden war.

Es gibt sie doch - die 2. Personalakte
AIs Ergänzung zu dem Artikel in HLZ A1977 Verwallungsdiensl teilte dem Gerichl mit, daB
»Erster Fall im Handelsschulbereich": Der Kol- es naci 3einer Autfassung keinen Grund für
Iege Schäler ist bis heute nocFr nichi enilassen. eine eingflrellige Anordnung gebe, da der Kol-
Da der Personalrat als in einem solchen Falle lege selbstverständlich das B€ctlt habe, auch
zu hörendes Mitbestimmungsgremium sich dies6 Akte einzusehen - er habe sich »nur«
gegen die Entlassung des Kollegen Schäfer ändietalschestellegewandt.
ausgesprochen hat, wurde nach dem Personal- Das Ersdlreckende an dieset Akte war, daß in
vertretungsgesetz eine Schlichtungsverhand- ihr dem Kollegen Schäfer bis dahin unbekannte
lung zwischen Behörde und PR notwendig. Eine und ihm nie vorgehaltene Vorwürfe gemacht
neuerlicheAnhörung ist durchgeführt worden. wurden, u. a. die latsache, daß er Untermieter
Um möglicherweise die Hintergründe der bei Sabine Breusiedt sei, die im Sommer 1g75
gegen ihn erhobenen Vorwürfe zu erfahren, nicht in den Schuldienst übernommen wurde -hatte Kollege Schäfer seine Personalakte in ebenralls aus politischen Gründen.
Anwesenheit von zwei Personalratsmitgliedern ln seiner Stellungnahme an die BSJB und das
bei der Schulbehörde eingesehen, in ihr iedoch Senatsamt schreibt der Kollege Schäfer: ,Die
nicht don geringsten Hinweis darauf vorgefun- Tatsactle, daß die Akte Vorwürle enthält, die
den, daß er überhaupt entlassen werden soll. mir erst mit Akteneinsicht bekannt oeworden
Deshalb slällte er bei der BSJB als Einstel- sind, mit denen aner netrOrOilcfrerseits
lungsbehörde einen schriftlichen Antrag auf bereits gearbeitet wurde ..., halte ich für
Einsicht in die vollsländige Personalakte mit schlichtweg ungeheuerlich. Faktisch bedeutet
dem ausdrücklichen Zusatz, den Antrag ge- ein solches Vorgehen seitens der Behörde, das
gebenenfalls an die zuständige Behörde wei- mir formal zugostandene rechliche Gehör zu
terzureichen. Die Einsicfrt wurde ihm explizit in einer Farce herabzuwürdigen." Und zu dem
einem Schreiben der BSJB, Amt für Verwal- Vorwurf, mit einer vom Berufsverbot betroffe-
tung, verwehrt mit der Begründung, daß sich nen Lehrerin in derselben Adresse wohnhaft
das Einsichtsrecht nur auf die Personalakte, gemeldet zu sein: oDieser Vorwurf läßt bei mir
nicht aber auf Vorgänge, die noch nicht abge- Eußerst schlimme Reminiszenzen an eine Zeit
schlossen seien und später zur Personalakte wach werden, in der Gepflogenheiten wie
genommenwerden,bezöge,womitdieExistenz ,Sippenhaft, u. ä. politischä Umgangsformen
einer zweiten Akte eingestanden wurde. *rriän."
Erst Ein Antrag aut einstwellige Anordnung
behn Verwaltungsgerlcht Hamburg aul Einsichl
in die vollgtändige Personalakte brachte den
gewtinschlen Erfolg: Das §enatsamt lür den

Hambu rget Lehrc rzeltung 3119n

Der Kollege §chäfer hat .in dieser Erklärung
die zuständigen Gremien und Behörden aufge-
fordert, den Beschluß des Senats, seine Entlas-
sung zu betreiben, rückgängig zu machen. gk

39

Die "zweiten Personalakten« sorgten für Unruhe
und Empörung wie hier in der Mitgliederzeit-
schrift der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEw).

Hamburger Lehrerzeitung, Nr. 3/r977, S. 39



'BrnqueH lqf,rragslraqrv [a7tn ttttr :-i;:1H';!;
'uaqasnzura ual>lv uopualJarlaq ais

alle 'lqrau sep uapeq alSrryeqoseg 'Srsselnzun

s1e Sunrqn;ua14y ualladdop rap srxerd arp

tq)uaBstraqrv ra8rnqueg sep elpalrneq S16r

'r' uatlatzlua nz sDttalaulaqtv sap

lqra,rslq)rsulx uap aual asalp aua|uaT4v
DuIazuD qunuuaua qtu n' mz q 6un{aq

-wn q)mp 'apunlsual{o ßqabtaqw wap
sa uuam'71a77ann aptnm 4)amz /.asalQ

["' ]' uassrutt uaq)s ilaq uanDnßA pun

vaquallo .ßqadtaqy'v wap pun tawqau
-FaqLw uop uatPsmz $ualQ uawlJtua[lg

uil atapuosaqsq 1JDp'saz|ospuntD sap 
^ ^ ssn1fsnv tsl ll,lllsutauat4g {nD lqraU su6 §S

zllsaqlE^lrd
.uatr{v

uap ul Ueq)suraura8uqol6
uauresuroura8 rap 8un8r1

-ri)rs{Jnrag erp ua8e8 qcne

tpalsnorg aurqes pun raJeqrs
reuralY\- sueH uaual}sel

-ord uorleluaurn>loC raule uI

r96t t lz'uaplgqaqqf,eJ pun
ralueslEues uB'lueleuoslad'tadal'r9EE'r-9tr'HHVIS

'uqngaBure Sun,rqn;ua14y alladdop aure
aprn.4a oS'sazlnqoss8unsselra1 sep ua8unlrel

-tly{ uep 1ru.r Sue8ru6 uap roqn Suntlem
-ra1 alp lureleuosrad sep oyarurroJur r 96 r

»>' tt?pt? 0^ uauM.t oua6 ual4olruos
-Dd uap nz ]]plu ua!4p 4ruPssdunssD!

-DAq{ sapilDsapuo'I sap a4DutDA
pun uabunllatslsal a6!D mtX' ua6ünz

-uD ual4Dq)os uap puß ual§t'I Dp
a b D ltp stp m e uatq)D.t a 6 4tn mz zlnlp s
-sbunsso{nn tn{ twosapul'I tttol alo €{

enl

uorlB$rOmmry&üaulf



il Die Ub"tprüfungsverfahren

\Midersprüchliche
Gerichtsurteile
Die Betroffenen reichten Klagen vor Gericht ein, um ihrer Ablehnung oder Entlassung

entgegenzutreten. Die Urteile waren zunächst uneinheitlich. Einige Gerichte hoben Ent-

Iassungsentscheide auf, andere lehnten Klagen ab.

Der zentrale Streitpunkt, ob Parteimitgliedschaften in nicht verbotenen Parteien

überhaupt geltend gemacht werden dürften, wurde erst r9Z5 vom Bundesverfassungs-

gericht entschieden. Das Urteil war widersprüchlich: Einerseits bestätigte es die Rechts-

auslegung des Radikalenbeschlusses, andererseits kritisierte es die bestehende Ver-

waltungspraxis.

++l

Die Gerichtsverfahren dauerten oft mehrere Jahre. Bei Sabine

Breustedt ging der Konflikt über drei Instanzen bis zum Bundes-
arbeitsgericht.
Foto: Alexandra ,aeger, StA H}l, 177 5



Auch der Gerichtssaal wurde gelegentlich Ort des Protests
gegen »Berufsverbote« wie hier das Amtsgericht Altona I98L
Im Vordergrund: Hans-Peter de Lorent.
Foto: Michael Meyborg

» Die politische Treuepflicht fordert mehr
als nur eine formal korrekte, im übrigen
uninteressierte, kühle, innerlich distan­
zierte Haltung gegenüber Staat und Ver­
fassung; sie fordert vom Beamten ins­
besondere, daß er sich eindeutig von
Gruppen und Bestrebungen distanziert,
die diesen Staat, seine verfassungs­
mäßigen Organe und die geltende Ver­
fassungsordnung angreifen, bekämpfen
und diffamieren.«

Das Bundesverfassungsgericht bestätigte 1975
im Kern die Rechtsauslegung der Regierungen
von Bund und Ländern.

Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, 39, 334,
(22 5· 1975), 348f.

» >Ermittlungen< der letztgenannten Art
können nur Verhaltensweisen zutage
fördern, die in die Ausbildungs- und Stu­
dienzeit eines jungen Menschen fallen,
häufig Emotionen in Verbindung mit en­
gagiertem Protest entspringen [...], also
sich wenig eignen als ein Element (von
vielen), aus dem man einen Schluß auf die
Persönlichkeit des zu Beurteilenden ziehen
könnte; sie vergiften andererseits die poli­
tische Atmosphäre [...] und bilden insofern
eine Gefahr, als ihre Speicherung allzu
leicht mißbraucht werden kann.«

Das Bundesverfassungsgericht übte 1975 aber
auch deutliche Kritik an der staatlichen
Überprüfungspraxis, insbesondere an der Regel­
anfrage beim Verfassungsschutz.

Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, 39, 334,
(22·5· 1975),356f.
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Protest im Visier der Behörden
Der Protest gegen den Radikalenbeschluss fiel heftiger aus, als die Regierungen erwartet
hatten. Sie stellten fest, dass die betroffenen Organisationen sogar Solidarisierungs-
erfolge erreicht hatten. Damit rückte auch der Protest gegen den Radikalenbeschluss in
den Fokus von Verfassungsschutz und Verwaltung.

Der Verfassungsschutz sammelte Material über die Initiativen gegen Berufsverbote
und überprüfte Unterschriftenlisten. Den Betroffenen wurde auch vorgehalten,
dass sie ihr eigenes Verfahren öffentlich gemacht hätten, indem sie z. B. mit Schülerin-

46 I

)) n"r, [Volkert] hat mit der sachlichen
Schilderung seines Falles dazu bei-
getragen, da[3 sein Fall vor einer inter-

nen und Schülern darüber dis-
kutiert hatten. Diese Vorwürfe
förderten die Wahrnehmung,
insbesondere unter jungen Men-
schen mit höherer Bildung,
die Meinungsfreiheit werde ein-
geschränkt.

essierten öffentlichkeit in einer den

Staat und seine Organe insgesamt an-
greifenden, diffamierenden und v er-
ächtlichmachenden \Meise tendenziös
b ehandelt w er den konnte.,,

Ein Beamter des Senatsamts klagte darüber,
dass der Betroffene seinen Fall aufeiner öffent-
Iichen Veranstaltung vorgestellt hatte. Die
Wissenschaftsbehörde hatte mehr Verständnis:
Er habe wegen der drohenden Entlassung
emotional reagiert.

StA HH, r3r-rr, r773,Vermerk Mantey, SfV, 30.8.1976
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Sehr gocluter Hearlleir,eri !

utrie! Smcb dos Gnrndgeaetäes, beoonalora Artlkel 3,.fibs. 3 , 1n
ded ea holBt:

I' Nlemand darf wege! selnes GeschlechtBa, seiner Absteoung,
seingr Ras€e, seiner Spraehe, Belner Heimt und l{erkutrft
seiles Glaubens, seia€r re1iglösen odev polit1lchea Atr-
sehauutrgen benücht6lligt ocer bevorzugt we.dourl

al.s r.ucb unter Ulßachbung des Boschlug6eo clee lJundesverfasqllgager
Il.chtes vofi 22, Mat 1975 in de$ u.a, el§geführt, daß von Verfassunge-
schutr staeBsnde Untellagen nicht gegBn eioen Bewe.bor fliI elao
AnsteLluog 1B öffsntl1chs, nienct l}§raagczogee wexdeil dtl]f6n,
machen SiE dle Ansbplluou 1n._deE Verwaltun6sdlenat von Herrn fI von niner Annömnq sohängi6.
üegen dlese 11äßnshrne erhe.'c ich gtotest ur{ fcrders §te Juf, Herrn

r I unverzilgtlcb 1ns Atrgestqlltcnrerhaltdis z{ tibsrne}een.
L

I{aüe Vornaoe

llsnatsaut für don Verwalturgsalrienr.t
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Der Name von Iutta May-Martens wurde auf einer
Unterschriftenliste angestrichen und diese
in ihre Akte abgeheftet. Das Senatsamt hielt ihr
im gegen sie laufenden Verfahren ihre Unter-
schrift vor.

SIAHH, r3r-r r, r764, Schwärzungen aus Datenschutzgründen
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11 Die Überprüfungsverfahren

Ablehnungen, Arbeitslosigkeit
und Austritte
Ablehnungen und Entlassungen bedeuteten oft das (vorübergehende) Ende der beruf­
lichen Laufbahn. Gerade im staatlich dominierten Schulwesen kam eine Ablehnung
fast einem Berufsverbot gleich. In einigen Fällen wurde sogar der Zugang zum Referen­
dariat verweigert, sodass die begonnene Ausbildung nicht abgeschlossen werden
konnte.

Einige Betroffene waren arbeitslos, andere orientierten sich beruflich um oder
arbeiteten an Privatschulen. Entlassungen wurden erst nach einem rechtswirksamen
Urteil vollzogen. Dies bedeutete teilweise jahrelange Unsicherheit. Einige Personen
traten während des Überprüfungsverfahrens aus den kommunistischen Organisatio­
nen aus und wurden daraufhin eingestellt.

keine
Angabe

-1-
- --

5 bis 8 8 bis 13
Jahre Jahre

2 bis 5
Jahre

StA HH, 131-II, eigene Auswertung

Anzahl der Verfahren nach Gesamtdauer der Verfahren,
1971- 1987
Bei einigen Personen dauerten die Überprüfungen
nur wenige Monate. Bei anderen folgten hingegen mehr­
jährige Verfahren.

o ~­

1 bis 3 4 bis 12 1 bis 2
Monate Monate Jahre

20

25

35

30

40

48 I



Hinrich und Sigrid Genth wurden beide abgelehnt, waren dann Lehrkräfte an
einer Privatschule. Nach der Babypause hielt sie Nachmittagskurse bei staatlichen
Schulen (ABM) und arbeitete später als kaufmännische Sachbearbeiterin in
einer großen Firma.

Foto: Michael Meyborg

149

» Die Kollegen fragen mich. >Was ist denn
nun?< Die Situation bedrückt sie.
In Gedanken versetzen sie sich in meine
Lage. Probeweise. Und halten es
nicht aus.

Mir geht es ähnlich. Ich bin unglaublich
nervös und fahrig. Hilflos. Nicht zu
wissen, woran man ist, kann schlimmer
sein, als gerade rausgeflogen zu sein.
Die Unsicherheit.«

Hans·Peter de Lorent verarbeitete in seinem
Roman über den fiktiven Lehrer Christian Günther
seine eigenen Erfahrungen.

Hans-Peter de Lorent, Die Hexenjagd. Berufsverbotsroman,
Weltkreis-Verlag, Dortmund '980, S. 76

» Den letzten Anstoß für meinen Entschluß
schließlich haben die jüngsten Vorgänge
an der Grenze zur DDR bis hin zur Er­
schießung des Italieners Corghi gegeben.
Die Vorgänge haben mir gezeigt, daß die
DKP konstitutionell keine selbständige
Partei ist, weil sie nicht in der Lage ist,
selbständige Kritik an solchen Vorkomm­
nissen zu üben. Ich würde mich nicht
als Feind der DDR bezeichnen. Ich ver­
folge die Ereignisse aber mit kritischem
Interesse, und man muß auch Fehler
kritisch ansprechen können. Für die DKP
sehe ich jedoch keine Möglichkeit, daß sie
ihren Standpunkt ändern könnte.«

Dieser Betroffene kritisierte in der Anhörung
die DKP und trat aus der Partei aus. Der er­
wähnte italienische Kommunist Benito Corghi
wurde 1976 unter ungeklärten Umständen
von DDR-Grenzsoldaten erschossen.

StA HH, '3'-11, 1801, Anhörungsprotokoll, 6·9· 1976




